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Haushaltssatzung des Kreises Coesfeld für das 
 

Haushaltsjahr 2013 
 

Aufgrund des § 53 Abs. 1 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 18.09.2012 (GV. NRW. S. 437), in Verbindung mit den §§ 
78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 18.09.2012 (GV. NRW. S. 436), hat der Kreistag des Kreises 
Coesfeld mit Beschluss vom 19.12.2012 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013, der die für die Erfüllung der Aufgaben 
des Kreises voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie 
eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen 
Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 Gesamtbetrag der Erträge auf                                                     259.577.136 EUR 
 Gesamtbetrag der Aufwendungen auf                                         259.577.136 EUR 
 
im Finanzplan mit 
 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender  

Verwaltungstätigkeit auf                                                               248.433.559 EUR 
 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender 

Verwaltungstätigkeit auf                                                               245.463.505 EUR 
 

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit und der 
Finanzierungstätigkeit auf                                                                           5.401.889 EUR 
 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit und der 
Finanzierungstätigkeit auf                                                                         18.001.380 EUR 
 
festgesetzt. 
 
 
 

§ 2 
 

Kredite für Investitionen werden in Höhe von 2.036.000 EUR veranschlagt. 
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§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von 
Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 3.150.000 EUR 
festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 

Eine Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich des Ergebnisplans wird 
nicht festgesetzt. 
 
 
Eine Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich des Ergebnisplans wird 
nicht festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen 
werden dürfen, wird auf 15.000.000 EUR festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 

1) Der allgemeine Hebesatz der Kreisumlage für alle kreisangehörigen Städte und 
Gemeinden im Kreis Coesfeld wird auf 35,53 v.H. der für das Haushaltsjahr 2013 
geltenden Umlagegrundlagen festgesetzt. 

 
2) Zur Deckung der durch die Aufgaben des kreiseigenen Jugendamtes verursachten 

Kosten wird von den kreisangehörigen Städten und Gemeinden im Kreis Coesfeld 
ohne eigenes Jugendamt eine einheitliche Mehrbelastung in Höhe von 17,59 v.H. 
der für das Haushaltsjahr 2013 geltenden Umlagegrundlagen erhoben. 

 
3) Die Kreisumlage (einschließlich Mehrbelastung) ist in monatlichen Teilbeträgen von 

1/12 des Jahresbetrages jeweils zum 17. eines Monats fällig. Erfolgt die Wertstellung 
der Zahlung nicht am Fälligkeitstag, werden Verzugszinsen in Höhe von 2 % über 
dem jeweiligen Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank für die ausstehenden 
Beträge erhoben. Fällt der Zahlungstag auf einen Samstag, Sonntag oder sonstigen 
gesetzlichen Feiertag, so tritt an die Stelle eines solchen Tages der nächste 
Werktag. 

 
 

§ 7 
 

1)  Die im Stellenplan mit "künftig umzuwandeln" (ku) versehenen Stellen dürfen bei 
Freiwerden nur noch nach der nächst niedrigeren Gruppe wieder besetzt werden; 
abweichende Festlegungen im Stellenplan bleiben unberührt. 
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2) Die im Stellenplan mit "künftig wegfallend" (kw) versehenen Stellen dürfen bei 
Freiwerden nicht wieder besetzt werden; abweichende Festlegungen im Stellenplan 
bleiben unberührt. 

 
3) Auf Planstellen/Stellen ohne Aufwand (Leerstellen) können Beschäftigte geführt 

werden, wenn und sobald sie langfristig vom Dienst freigestellt sind und keine 
Bezüge mehr erhalten. Sobald die Freistellung beendet ist, sind die Beschäftigten 
auf freien oder freigewordenen Planstellen/Stellen (mit Aufwand) zu führen. Für den 
Fall, dass bei Beendigung der Freistellung keine entsprechende Planstelle/Stelle zur 
Verfügung steht, wird der Landrat hiermit ermächtigt, Beschäftigte vorübergehend 
auf Leerstellen weiter zu führen, und zwar solange, bis eine entsprechende 
Planstelle/Stelle zur Verfügung steht. Die hiernach in Anspruch genommene 
Leerstelle gilt für die Dauer der vorübergehenden Besetzung als eingerichtete 
Planstelle/Stelle mit Bezügeaufwand; die Bewertung entspricht der von dem 
Beschäftigten erreichten Gruppe. Bei der Freistellung im Rahmen der Altersteilzeit 
und bei Personalgestellung bzw. langfristiger Abordnung gegen Erstattung des 
vollen Aufwandes kann entsprechend verfahren werden. 

 
4)  Soweit im Laufe eines Haushaltsjahres frei werdende und besetzbare Stellen sowohl 

von Beamten als auch von tariflich Beschäftigten verwaltet werden können, dürfen 
Planstellen für Beamte mit vergleichbaren tariflich Beschäftigten und Stellen für 
tariflich Beschäftigte mit vergleichbaren Beamten besetzt werden. Die Planstelle 
oder Stelle soll grundsätzlich spätestens in dem nach dauerhafter 
Aufgabenübertragung folgenden Haushaltsjahr umgewandelt werden. 
Die entsprechende Planstelle gilt für das laufende Haushaltsjahr als in eine Stelle 
der vergleichbaren Entgeltgruppe umgewandelt, soweit dies notwendig und nach der 
Stellenobergrenzenverordnung zulässig ist. 

 
 

§ 8 
 

Die Leitlinien der Budgetierung sind mit ihren haushaltsrechtlichen Auswirkungen 
Bestandteil dieser Haushaltssatzung. 
 
 

§ 9 
 

Folgende Wertgrenzen werden festgelegt: 
 
1)  Nachtragssatzung  
 

Die Wertgrenze für den Ausweis von Änderungen der Erträge und Aufwendungen 
und der Einzahlungen und Auszahlungen in einem Nachtragshaushaltsplan gem. 
§ 10 Abs. 1 GemHVO NRW wird mit 50.000 EUR je Zeile im Teilergebnis- bzw. 
Teilfinanzplan auf Produktgruppenebene festgelegt. 
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2)  Investitionen 
 

Die Wertgrenze für den detaillierten Ausweis von Investitionen im Teilfinanzplan wird 
mit 50.000 EUR festgelegt. 

 
 
3)  Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen  
 

Überplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen im Sinne des § 83 Abs. 2 GO 
NRW sind unerheblich, wenn die Überschreitung des Ansatzes einer einzelnen Zeile 
je Teilergebnis- bzw. Teilfinanzplan auf Produktgruppenebene nicht mehr als 10 % 
beträgt. Unabhängig hiervon sind über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen bis einschließlich 50.000 EUR je Zeile im jeweiligen Teilergebnis- 
bzw. Teilfinanzplan auf Produktgruppenebene unerheblich. 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen, die aus internen 
Leistungsbeziehungen und bilanziellen Abschreibungen entstehen, die zur Erfüllung 
gesetzlicher oder vertraglicher Verpflichtungen geleistet werden müssen oder als 
außerordentlich einzustufen sind, gelten in jedem Fall als unerheblich. 

 
4)  Außerordentliche Aufwendungen und Erträge  
 

Im außerordentlichen Ergebnis des Kreises Coesfeld werden nur solche Vorfälle 
erfasst, die das Merkmal „von einiger materieller Bedeutung“ insoweit erfüllen, als 
eine Wertgrenze von 50.000 EUR überschritten wird. 

 
5)  Rückstellungen  
 

Rückstellungen sind nach § 36 Abs. 4 und 5 GemHVO NRW im Einzelfall ab 2.000 
EUR zu bilden.  

 
6)  Rechnungsabgrenzungsposten  
 

Die Geringfügigkeitsgrenze für Rechnungsabgrenzungsposten wird auf 5.000 EUR 
im Einzelfall festgesetzt. 
 
Auch wenn im Einzelfall die Wertgrenze unterschritten wird, ist dennoch eine 
Abgrenzung vorzunehmen, wenn die Gesamtsumme des abzugrenzenden Betrages 
in ähnlichen oder gleich gelagerten Sachverhalten den Betrag von 50.000 EUR 
überschreitet. 

 
  


